
An das 

rz/S(v/ :l26ff{C 

DACHVERBAND 
öSTERREICHISCHER VERBAND 

der elternvereine 
an den öffentlichen pflichtschulen 

1010· wien' dr.-karl-renner-ring 1 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien . •  ... .�_ ... -.,." .. , " :1 Wien, 26.03.1998 

'" . �"A " .. ' 'PSI WaHlStA 

...................... {.!.\( .. ( . . .... . J ............ . 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete ! 

Beiliegend übermitteln wir Ihnen unsere Stellungnahme zu den Entwürfen der Novellen zum 
SCHOG, SCHUG, Schulpflichtgesetz und zum Pflicht schul erhaltungs-Grundgesetz in 25-
facher Ausfertigung mit dem Ersuchen um Berücksichtigung der Stellungnahme bei den 
Beratungen zur Gesetzesnovellierung. 

Kurt KREMZAR, e. h. 

Vorstand 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag des Dachverbandes 

H.Herbert WALDER 

Geschäftsfiihrer 

Dr. Brigitte HAIDER, e. h. 

S chriftfiihrerin 
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.. 
OSTERREiCHiSCHER DACH,rERBA�1} 

der ELTEP ... �VEREINE an den ÖFFENTLICHEN 
P�'LICHTSCHULKl"� 

1010 \Vicn, Dr=Karl Renner-Ring 1 

Sekretanat: 1080 Wien, Albertgasse 35 

An das 
Bundesministerium für Unterricht 
und h..Llltureiie Angelegenheiten 
z H Herrn Dr Gerhard T\fÜNSTER 

1 

Minoritenplatz 5 
1010 Wien Wien, am 24. März 1998 

Stellungnahme 
.LU den EI1L\'vi.hfell VÜlli';ovelleIl zurll SCllOG? S(;llUG� 

Schuiptlichtgesetz und z-um Ptlichtschulerhaitungs-Grundgesetz 

Sehr geehrter Herr Doktor! 

Der Dachverband der Elternvereine an Pflichtschulen nimmt zu den vorliegenden Gesetzes­
entwürfen 'wie folgt Steilung: 

Lebende Fremdsprache ab der L Schuistufe 

Der Dachverband der Flternvereine an Pflichtschulen begrüßt die fJbernahme einer T ,ebenden 
"]:::;'r.Q......,�C'nr,., ..... ho "h �or I �,",},111C'+11+0;"" ,4"C'I 1)01"1'.01(,\,...1,111'('110"'0"'" n;o. ....... I""\.C";+;'ron Crf'""hrllnnon ;f"n .L J. \..t.l..lJ.u.:>p.a. u.\..'J.J.\..t uu U\..tJ. ..l .  u\.tJ.J.UJ..,JoLU..t..\..t ..lJ... Uu..,Jo ..I.'-"""Ö""'L.:1'\..'J.J.UJ. "" \,,;,;)\,.1.1..1. .J....I'J.\..t PU.,Jo.1L.1" \..t.1J . .L....J. J.U..1ll U.J.J.5\"'''J.J. llJ.J. 

t"'1 1 1 1 1 '· T .  , .  , . ..  
�CnUiverStlcn Ull0 ale lnLematl0nal1S1ertlng Der 
Dachverband plädiert für eme integrative Führung der Lebenden Fremdsprache 1m 
Gesamtunterricht der Grundstufe 1. 

Der beabsichtigte i"Jbergangszeitraum von 5 Jahren ist sehr großzügig, um noch nicht 
ausgebildeten Lellrerirl.l�en und Lellrern Zeit Zllr NachaualifiI.cation zu Qeben. ..... . ..... 

Schuieingallgsbereich 

Der Dachverband der Eiternvereine an P±1ichtschulen begrüßt. daß im vorliegenden Entwurf 
das Recht des Kindes auf eine vorschulische F ärderung enthalten ist und die derzeitige 
Situation. daß etwa 1500 Kinder nach Hause geschickt werden. beendet \-vird. 
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Allerdings gibt der Dachverband folgendes zu bedenken: 

• Die derzeitigen dienstrechtiichen Bestimmungen (Leiterfreisteilung ab der 9. Klasse. 
Bonitäten für die Klassenführung) stehen der Bereitschaft zur integrativen Führung von 
Vorschulkindern entgegen. Der Dachverband der Elternvereine an Pflichtschulen schlägt 
daher in diesem Zusammenhang nicht nur allein die Klassenanzahl bei Leiterfreisteiiungen 
bzw. Leiterzulagen zu berücksichtigen. sondern auch die GesamtschülerzahL die Zahl der 
Integrationsklassen und die Anzahl der Lehrerinnen. 

• Es ist unverständlich, daß der Begriff der "Schulreife" weiterhin gesetzlich verankert bleibt. 
weil er der Intention der integrativen Führung entgegensteht. Der Dachverband der 
Elternvereine an Pflichtschulen lehnt diesen Begriff als überholt ab, weil auch die 
Bemühungen gesetzlich eine .Nicht-Schulreife" beinahe auszuschließen in der Praxis anders 
gehandhabt werden wird (siehe derzeitige Situation der Errichtung von Vorschulklassen). 

Daher sollte jedes schulpt1ichtige Kind autgenommen und nur mehr ein etwaiger 
sonderpädagogischer Förderbedarf fustgesteilt werden. Für Kinder. die zwischen dem 1.9. 
und 31.12. geboren sind. soHten die Eltern über eine frühzeitige Aufuahme die Entscheidung 
treffen. 

• Es ist erfreulich. daß nach 31 Jahren Schul versuch. die Leistungsbeschreibung als 
Alternative zu den Ziffernnoten in das Regelschulwesen aufgenommen wird. Allerdings 
sollten dies auch durch einen Beschluß des Klassenforums in der 3. Klasse möglich sein. 

Leistungsgruppen an Hauptschulen 

Der Dachverband der Elternvereine an Pllichtschulen spricht sich für die autonome 
Entscheidung der Schulforen über einen leistungsdifferenzierten Unterricht aus. Dazu sollte der 
gesetzliche Rahmen allerdings erweitert werden. Es soll auch die Möglichkeiten geschaffen 
werden. heterogene Gruppen ohne Angabe von Leistungsniveaus der einzelnen SchülerInnen 
führen zu dürfen. Diese Form entspricht dem derzeitigen Schulversuch und findet in der 
Gesetzesvorlage keine Berücksichtigung. Außerdem kann dadruch den unterschiedlichsten 
regionalen Bedingungen von Hauptschulen (österreichweit treten zwischen 10 und 100% eines 
Schülerjahrgangs in die Hauptschule über) entsprochen werden. 
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Im Einzelnen wird bemerkt: 

Sch ulorganisations2esetz 

zu § 12 (2): 

Es soiten die Rahmenbedingungen so gestaitet werden daß die Führung von Vorschulklassen 
nur noch in bestimmten Situationen genehmigt werden sollten z.B. bessere Förderung von 
Kindern mit Entweicklungsverzögerungen, ... 

zu § 12 (3): 

Der Dachverband der Eiternvereine an Pflicht schulen schlägt folgende Formulierung vor: 

,,(3) Ober die Org{m;"�ution,�form gemi!pAb,.,. 1 untl2 entwoheidet du,., Sc!m[forum unter 
Beiziehung und l�lihvi;kung der ;.-u.stiindigen Behörde" 

In Kenntnis. daß die Länder ihre Ausfiihrungsgesetze beschließen müssen. sollte der 
Bundesgesetzgeber klar zum Ausdruck bringen. daß die Schulpartner an den einzelnen Schulen 
ein Mitspracherecht haben sollten. Die vorliegende Formulierung (: .. die nach dem 
Ausführungsgesetz zuständige Behörde ... ) läßt den Landesausführungsgesetzen keinerlei 
Spielraum, die Entscheidungskompetenz den Schulforen zu übertragen, sondern ordnet die 
Entscheidung einer Behörde (BSR., LSR oder Landesregierung '?) zu. 

Es wäre angesichts der Autonomiebestrebungen der letzten Jahre und vieler diesbezüglicher 
Aussagen der Frau Bundesministerin mehr als verwunderlich, \venn LehrerInnen und Eitern 
überhaupt nicht· in den Entscheidungsprozeß einbezogen werden. 

zu § 13 (1) 

Der Dachverband der Elternvereine an Pflichtschulen schlägt folgende Änderung VOl" 

..... , soil ein entsprechend ausgebildeter Lehrer zusätzlich eingesetzt werden ... 

Für diese Kinder sind qualifizierte und ausgebildete LehrerInnen unter Berücksichtigung des 
Dienstpostenplans zusätzlich einzusetzen! 

zu § 15 bzw. § 16: 

Das Schul- bzw. Klassenforum soll die Entscheidung treffen, In welcher Form 
leistungsdifferenzierter Unterricht abgehalten werden solL wobei drei Varianten ermöglich 
werden müßten: 
1. Führung in Leistungsgruppen (wie bisher) 
2. Führung heterogener Schülergruppen mit innerer Difterenzierung und Angabe des 

Leistungsniveaus der SchülerInnen 
3. Führung heterogener Schülergruppen mit innerer Difterenzierung ohne Angabe des 

Leistungsniveaus der SchülerInnen 
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Darüber hinaus wäre es endlich an der Zeit, die unterschiedliche Situation der Hauptschulen 
wahrzunelunen und kreative Lösungen vor allem in Ballungszentren herbeizufuhren. 
Kooperationsmodelle von Hauptschulen und Unterstufen der ARS - ähnlich dem Grazer bzw. 
Wiener Schulverbundsmodeil - sollten in das Regeischuiwesen aufgenommen werden. um die 
regionale Chancengieichheit von SchülerInnen zu gewährleisten. 

Schulunterrichts2esetz: 

zu § 18 Abs.2: 

Der Dachverband der Elternvereine an Ptiichtschuien spricht sich für die vorgeschlagene 
Variante 2 aus. Eine Ziffernnote mit Leistungsbeschreibung ist erfahrungsgemäß nichts anders 
ais eine verbale Beschreibung der Ziffernnote und daher abzulehnen. 

Der Absatz 2 sonte demnach ergänzt werden: 

.. In der 3. Schulstufe kann das Klassen- bzw. das Schulforum beschließen. ob die 
Beurteilung in Ziffernnoten oder in Form einer Leistungsbeschreibung ZU erfolgen hat" 

§ 25 Abs. 4a: 

Hier muß klargestellt werden. daß dies nur fur das Zeugnis am Ende der 2. Klasse zutreffend 
ist, da in der 1. Klasse ein ,,Durchfallen" auch weiterhin nicht vorgesehen ist. 

zu § 31c: 

Der Dachverband der Eiternvereine an Pflicht schulen begrüßt die schriftliche Information des 
Schülers bzw. der Eltern über etwaige Umstufungen. Allerdings sollten zu Beginn des Jahres 
die Umstufungstermine den SchülerInnen und Eltern bekanntgegeben werden. 

zu § 36 Abs.4 

Der Dachverband der Elternvereine an Ptlichtschulen ist der Meinung, daß em positiver 
Abschluß eines Faches auch ais solcher zu werten ist. Daher schlagen WIr folgende 
Formulierung vor: 

..... zummdest mit •• genügend" beurteilt wurde. " 
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Sch ulpflicht2esetz: 

zu § 5 Abs.4: 

Der vorliegende Entwurf ist fur Kinder mit sonderpädagogischem F örderbedarf sehr eng 
gefußt. Folgende Formulierung wird vorgeschlagen: 

.. Schüierlnnen mit sonderpädagogischem Fjjrderbedarj� die die Schulpj1icht bereits erjuilt 
aber das 18. Lebensjahr noch nicht voiiendet haben, können in einem Berufsvorberei­
tungsjahr im Sinne einer Berufsorientierung schuiisch betreut werden ... 

Diese SchülerInnen beenden ihre SchuUaufbahn in der Regel am Ende der 4. Klasse Haupt­
schule bzw. Unterstufe der ARS und benötigen eine intsnsive Berufsorientierung und 
BerufSvorbereitung inkl. Beratung. 

zu § 6: 

\Vie in den einleitenden Bemerkungen bereits ausgefuhrt lehnt Der Dachverband der Eitern­
vereine an Pflichtschulen den Begriff der . .schulreife" ab. Dieser Begriff ist mehr als überholt 
und dient nur den SchuHeitungen zum AuffüHen ihrer V orschuHdassen, was statistisch 
eindeutig belegbar ist. 

Bei Behaitung der . .schulreife"-Feststeiiung müssen auch von Eitern vorgelegte Gutachten 
berücksichtigt werden. Außerdem ist die Einspruchsfrist von 5 Tagen unnötig kurz bemessen. 
Auch wenn die 5 Tage Frist in vielen anderen FäHen üblich und begründet ist ist sie hier nicht 
notwendig" zumal die Eruntscheidung erst nach Monaten (Beginn des nächsten Schuljahres) 
wirksam wird. 

Der Dachverband der Eiternvereine an Ptlichtschulen schlägt daher eine Fristerstreckung auf 
mindestens 2 \Vochen vor. 

zu § 7 Abs.5: 

Hier soUte die Entscheidung nicht von der SchuHeitung sondern ein Rechtsanspruch der Eltern 
sein. ihr Kinde frühzeitig einschulen zu lassen fsiehe einleitende Bemerkungen). 

Bei Beibehaltung der .. Schulreife" und Entscheidung druch die Schuiieitung saUte auch in 
diesem Fall die Berufungsfrist auf mindestens 2 Wochen erstreckt werden. 

zu § 7 Abs. 11: 

Die Absicht des Gesetzgebers fur diese Regelung ist nicht erkennbar. 
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Pflichtschulerhaltuo2s-Gruodsatz2esetz 

Die Schulsprengelregeiung ist grundsätzlich zu hinterfragen. In Zeiten autonomer 
Schwerpunktsetzungen der Schulen ist die Zuweisung zu einer Sprengelschule nicht mehr 
zeitgemäß. In etiichen Gemeinden werden Eltern zur Zahlung des Schulgeides aufgefordert. 
wenn sie für ihre Kinder eine sprengelfremde Schule wollen. 

Daß eine Öffimng der Schulsprengel dmrch die Ändenmg des Schuleingangs-bereiches mm 
erfolgtj ist als erster Schritt 
,.... 1 1 1 1  1 T""'I1. . 1 
�CnUl\Vanl cer bitern stenen. 

Dr. Brigitte Haider e.h. 
Schriftführerin 

T ..... litt \' orderszf'.Jnd ..., 

Mit besten Grüßen 

muß allerdings die freie 

, '\ I 
\-, 1 ,/ I '-'/"'/' 

" \--.. ' (., \...- \.. -- . { 
Kurt Kremzar 
Vorsitzender 
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